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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 43/14 B 
 
L 11 SB 29/05 (26) (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 SB 163/03 (SG Cottbus) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Bautzen - Rechts- und Kommunalamt, 
Bahnhofstraße 9, 02625 Bautzen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. August 2014 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,   die Richterin   Dr.  R o o s     

und den Richter   O t h m e r   

beschlossen: 

 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 30. April 2014 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten Urteil 

wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 30.4.2014 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen "G" (erhebliche Beein-

trächtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr) verneint. Mangels eines entsprechen-

den Antrages habe bereits das SG Cottbus mit Urteil vom 12.4.2005 nicht über das Merkzeichen 

"G" entschieden, dieses sei somit nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden, auch 

nicht im Rahmen einer Klageänderung. Eine solche sei weder sachdienlich, noch habe sich der 

Beklagte hierzu eingelassen. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der 

Kläger beim BSG Beschwerde eingelegt und zugleich die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

(PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

Der Antrag des Antragstellers auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen, weil die von ihm beab-

sichtigte Rechtsverfolgung vor dem BSG keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a 

Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 S 1 ZPO). Es ist nicht zu erkennen, das ein zugelassener Pro-

zessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde 

erfolgreich zu begründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrens-

mangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). 

Ein solcher Zulassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summari-

scher Prüfung des Streitstoffes ersichtlich.  

 

Zunächst ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger 

angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeu-

tung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSGE 40, 158 = 

SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 39). Die Frage muss außerdem klärungs-

bedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von vornherein prak-

tisch außer Zweifel steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder bereits höchstrich-

terlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, die in diesem 

Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht ersichtlich.  

 

Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die danach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des 
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BVerfG zugrunde gelegten Rechtsansicht in Widerspruch steht. Davon kann hier nicht 

ausgegangen werden. Die Vorinstanz hat sich an der Rechtsprechung des BSG orientiert.  

 

Schließlich ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Sofern der Kläger eine mangelnde Aufklärung des Sach-

verhalts oder eine fehlerhafte Beweiswürdigung des LSG rügen wollte, könnte er damit keine 

Revisionszulassung erreichen. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend ge-

machte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Während Angriffe gegen die 

Beweiswürdigung des LSG im Sinne von § 128 Abs 1 S 1 SGG damit von vornherein für die 

Begründung einer Nichtzulassungsbeschwerde ausscheiden, ist hier auch kein Beweisantrag 

ersichtlich, den das LSG unter Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) übergan-

gen haben könnte. Auch die Ausführungen des LSG zum Streitgegenstand und einer zulässigen 

Klageänderung nach § 99 SGG begegnen im Rahmen der im PKH-Verfahren durchzuführenden 

überschlägigen Prüfung keinerlei Bedenken. Das Amtsgericht Senftenberg hat mit Beschluss 

vom 8.8.2011 (62 XVII 42/08) von der Einrichtung einer Betreuung für den Kläger abgesehen, 

der schließlich auch einer Entscheidung des LSG durch Urteil ohne mündliche Verhandlung 

zugestimmt hat.  

 

Da dem Kläger nach alledem keine PKH zusteht, kann er auch nicht die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beanspruchen (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO).  

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Sie entspricht nicht der gesetzlichen Form. Der 

Kläger konnte die Beschwerde, worauf in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils 

ausdrücklich hingewiesen worden ist, wirksam nur durch einen vor dem BSG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4, § 160a Abs 1 S 2 SGG) einlegen lassen. Der Kläger 

selbst (§ 73 Abs 4 S 5 SGG) gehört jedoch nicht zu dem vor dem BSG vertretungsberechtigten 

Personenkreis.  

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne 

Beteiligung der ehrenamtlichen Richter.  

 

Der Senat weist daraufhin, dass das Vorbringen des Klägers zum "Merkzeichen G" als 

entsprechender Feststellungsantrag zu werten sein dürfte, über den die zuständige Behörde zu 

entscheiden und damit gegebenenfalls der Rechtsweg zu den Sozialgerichten zu eröffnen hat.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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